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I. Makler alsausschließlicherVertreter desVermieters

Mit der Einführung des sogenannten »Bestellerprinzips« bei der Vermittlung von Miet-
wohnungen geht der Gesetzgeber ab 01.07.2023davon aus, dass der Immobilienmakler
in der Regel nur mit dem Erstauftraggeber eine Provision vereinbaren kann. Wenn der
Immobilienmakler zunächst vom Vermieter oder von einem von diesem dazu Berechtig-
ten beauftragt wird, kann er nur mit diesemeine Provision vereinbaren.Gleichzeitig wird
derMakler im Regelfall auf seine Doppelmaklertätigkeitgem.§5MaklerG verzichten,viel-
mehr ausdrücklich gem.§17MaklerG erklären,dasser einseitig nur für den Vermieter tä-
tig wird,nicht fürdenMieter.

Gesetzestext§17aMaklergesetz
VermittlungvonWohnungsmietverträgen
§17a. (1) Wenn ein Vermieter oder ein von diesem dazu Berechtigter im eigenen Namen
als erster Auftraggeber einen Immobilienmakler mit der Vermittlung eines Wohnungsmiet-
vertrags beauftragt hat, kann der Immobilienmakler nur mit dem Vermieterbzw.dem von
diesemBerechtigten eine Provision vereinbaren.
(2) Mit einem Wohnungssuchenden kann ein Immobilienmakler nur dann eine Provision
vereinbaren, wenn ihn dieserals erster Auftraggeber mit der Vermittlung eines Wohnungs-
mietvertragsbeauftragt hat.
(3) Auch mit dem Wohnungssuchendenals erstem Auftraggeber kann der Immobilienmak-
ler keineProvision vereinbaren,wenn
1. der Vermieter oder der Verwalter am Unternehmen des Immobilienmaklers oder an ei-

nem mit diesemverbundenenUnternehmen (§189a Z8 UGB) unmittelbar odermittel-
bar beteiligt ist oder selbst, durch Organwalter oder durch andere maßgebliche Perso-
nen Einfluss auf diesesUnternehmen ausüben kann, oder wenn der Immobilienmakler
am Unternehmen des Vermieters oderVerwalters oder an einem mit diesem verbunde-
nen Unternehmen unmittelbar odermittelbar beteiligt ist oderselbst,durch Organwal-
ter oder durch andere maßgebliche Personen Einfluss auf diesesUnternehmen ausüben
kann, oder

2. der Vermieter oder eine in Z1 erster Satz genannte Person vom Abschluss eines Makler-
vertrags abgesehen hat, damit der Wohnungssuchendeals Erstauftraggeber provisions-
pflichtig wird, oder

3. der Immobilienmakler eine zuvermietende Wohnung mit Einverständnis desVermieters
inseriert oder zumindestfür einen eingeschränkten Interessentenkreisauf andere Weise
bewirbt.

(4) Der Immobilienmakler hat jeden Maklervertrag über die Vermittlung eines Wohnungs-
mietvertrags unter Beifügung desDatums schriftlich oder auf einem anderen dauerhaften
Datenträger festzuhalten. Bei Geltendmachung eines Provisionsanspruchshat er demWoh-
nungssuchenden darzulegen,dasskeinFall desAbs.1oder desAbs.3vorliegt.
(5) Eine Vereinbarungist unwirksam,soweit sie
1. denWohnungssuchenden zueiner Provision odersonstigenLeistungim Zusammenhang

mit der Vermittlung oder dem AbschlusseinesWohnungsmietvertrags an den nicht pro-
visionsberechtigtenImmobilienmakler oderan denVermieterverpflichtet oder

2. den Wohnungssuchenden zu einer sonstigen Leistung im Zusammenhang mit der Ver-
mittlung oder dem Abschlusseines Wohnungsmietvertrags ohne gleichwertige Gegen-
leistung an denfrüherenMieter oderan einensonstigenDritten verpflichtet.
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DasMietobjekt wird IhnenvomImmobilienmaklerunternehmen

vertreten durch ..................................................................................................................................
zurhöchstpersönlichenVerwendungpräsentiert. EineWeitergabe von Geschäfts-
gelegenheiten bedarf derausdrücklichenZustimmung desImmobilienmaklers.

DerImmobilienmaklererklärt, dasser – entgegendeminderImmobilienwirt-
schaft üblichenGeschäftsgebrauchdesDoppelmaklers– einseitig nur fürden
Vermietertätig ist.

Gert Mayr
Gert Mayr
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2.DasRücktrittsrechtbeiNichteintritt maßgeblicherUmstände(§3aKSchG)
DerVerbraucherkannvonseinemVertragsantragodervomVertragschriftlich
zurücktreten,wenn
• ohne seine Veranlassung,
• maßgebliche Umstände,
• dievomUnternehmer als wahrscheinlich dargestelltwurden,
• nicht oder in erheblich geringeremAusmaß eingetreten sind.

Maßgebliche Umständesind
• die erforderlicheMitwirkung oderZustimmungeinesDritten,
• steuerrechtliche Vorteile,
• eine öffentliche Förderungoderdie Aussichtauf einen Kredit.

Die Rücktrittsfristbeträgteine Woche ab ErkennbarkeitdesNichteintritts für denVerbrau-
cher,wenn er über diesesRücktrittsrecht schriftlich belehrt wurde. DasRücktrittsrecht en-
det aberjedenfalls einen Monat nach beidseitigervollständigerVertragserfüllung.

AusnahmenvomRücktrittsrecht

• Wissen oder wissen müssendesVerbrauchersüberdenNichteintritt bei denVertrags-
verhandlungen.

• Im einzelnenausgehandelter AusschlussdesRücktrittsrechtes (formularmäßig
nicht abdeckbar).

• Angemessene Vertragsanpassung.

§27MRG bleibt unberührt.
(6) Die Abs.1bis5 und7 gelten nicht für die Vermittlung von Wohnungsmietverträgen, die
von Dienstgebern als Mieter geschlossenwerden, um Dienstnehmern eine Dienst-,Natural-
oderWerkswohnung (§1 Abs.2Z2 MRG) zur Verfügungzustellen.
(7) Sofern dieTatnicht bereits von§27Abs.5MRG erfasst ist, begehteine Verwaltungsüber-
tretung
1. wer als Immobilienmakler oderfür ihn handelnder Vertreter entgegen Abs.1,Abs.3oder

Abs.5eine Provision odersonstigeLeistungvereinbart, fordert oderentgegennimmt,
2. wer als Vermieter oder für ihn handelnder Vertreter, als früherer Mieter oder sonstiger

Dritter entgegenAbs.5Leistungenvereinbart, fordert oder entgegennimmt, oder
3. wer es als Immobilienmakler entgegen Abs.4unterlässt, einen Maklervertrag schriftlich

oderauf einem anderendauerhaften Datenträger festzuhalten
und ist in denFällen der Z1 undZ2 mit einer Geldstrafe bis3600Euro,im Fall der Z3 mit ei-
ner solchenbis 1500Euro zubestrafen.

II.Rücktrittsrechte

1. Rücktritt vom Immobiliengeschäftnach§30aKSchG
Ein Verbraucher(§1 KSchG) kann binneneinerWoche seinenRücktritterklären,wenn,
• er seine Vertragserklärung am Tagder erstmaligen Besichtigung des Vertragsobjektes

abgegebenhat,
• seine Erklärung auf den Erwerb eines Bestandrechts (insbes. Mietrechts), eines sonsti-

genGebrauchs-oder NutzungsrechtsoderdesEigentums gerichtet ist, und zwar
• an einer Wohnung, an einem Einfamilienwohnhaus oder einer Liegenschaft, die zum

Bau einesEinfamilienwohnhauses geeignet ist,unddies
• zur Deckung des dringenden Wohnbedürfnisses des Verbrauchers oder eines nahen

Angehörigendienen soll.

Die Fristbeginnterst dann zulaufen, wenn der Verbrauchereine Zweitschrift derVertrags-
erklärung und eine Rücktrittsbelehrung erhalten hat, d.h.entweder am Tagnach Abgabe
derVertragserklärungoder,soferndie Zweitschrift samt Rücktrittsbelehrung später ausge-
händigt worden ist, zu diesem späteren Zeitpunkt. Das Rücktrittsrechterlischtjedenfalls
spätestens einen Monat nach dem Tagder erstmaligen Besichtigung. Die Vereinbarung
eines Angelds, Reugelds oder einer Anzahlung vor Ablauf der Rücktrittsfrist nach §30a
KSchGist unwirksam.

Eine an den Immobilienmakler gerichtete Rücktrittserklärungbezüglicheines Im-
mobiliengeschäftsgilt auch füreinen imZugderVertragserklärunggeschlossenen
Maklervertrag.Die Absendung derRücktrittserklärung am letzten Tagder Frist (Da-
tum des Poststempels) genügt. AlsRücktrittserklärung genügt die Übersendung ei-
nes Schriftstückes,das eine Vertragserklärungauch nur einer Partei enthält, mit ei-
nem Zusatz,der dieAblehnung desVerbraucherserkennen lässt.


